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Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1 
Änderung des Fraktionsgesetzes

§ 8 Absatz 6 des Fraktionsgesetzes vom 8. Dezember 1993 (GVBl. 
S. 591), das zuletzt durch Gesetz vom 12. Mai 2022 (GVBl. S. 190) 
geändert worden ist, wird wie folgt gefasst:

„(6) Im Falle der Einsetzung eines Untersuchungsausschusses 
nach Artikel 48 der Verfassung von Berlin, einer Enquete-Kommis-
sion nach Artikel 44 Absatz 3 der Verfassung von Berlin oder eines 
sonstigen vom Abgeordnetenhaus eingesetzten besonderen Gremi-
ums haben die Fraktionen Anspruch auf zusätzliche finanzielle 
Mittel für Fraktionsmitarbeiter und Fraktionsmitarbeiterinnen nach 
Maßgabe des Haushaltsplans und des Einsetzungsbeschlusses des 
Abgeordnetenhauses. Die Höhe des Anspruchs ist auf die Summe 
der Mittel für eine Vollzeitstelle je Fraktion und Haushaltsjahr be-
grenzt. Während der Tätigkeit eines nach Satz 1 eingesetzten Gre-
miums nicht zweckentsprechend in Anspruch genommene Mittel 
sind spätestens drei Monate nach Beendigung der Tätigkeit an das 
Land Berlin zurückzuzahlen.“

Artikel 2 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Juli 2022 in Kraft.

Berlin, den 2. November 2022

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Dennis  B u c h n e r

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Die Regierende Bürgermeisterin
Franziska  G i f f e y

Siebtes Gesetz
zur Änderung des Fraktionsgesetzes

Vom 2. November 2022


